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Der Sachverständigenbeweis stellt in vielen Strafverfah-
ren ein wesentliches Ermittlungsergebnis dar, um Sach-
verhalte bzw die Schuldfrage klären zu können. Der ge-
genständliche Beitrag stellt eine Zusammenfassung über 
den beim Internationalen Fachseminar „Spezielles aus 
Recht und Praxis im Sachverständigenwesen für Sach-
verständige und Juristen“ am 13. 1. 2025 in Bad Hof-
gastein gehaltenen Vortrag dar und soll einen Überblick 
über Aufbau und Struktur der Staatsanwaltschaften, den 
wesentlichen Ablauf eines Ermittlungsverfahrens, aber 
auch relevante strafrechtliche Bestimmungen für Sach-
verständige1 geben.

1.	Organisation und Aufgaben der Staatsanwaltschaft

Die Staatsanwaltschaft ist ein Teil der Gerichtsbarkeit 
(Art  90a B-VG) und monokratisch organisiert. In Öster-
reich gibt es 16 Staatsanwaltschaften, die jeweils eine 
regionale Zuständigkeit haben, und die Wirtschafts- und 
Korruptionsstaatsanwaltschaft mit bundesweiter Zustän-
digkeit für einen bestimmten Deliktskatalog. Alle Staats-
anwaltschaften unterstehen den vier Oberstaatsanwalt-
schaften in Wien, Graz, Linz und Innsbruck. Die oberste 
Weisungsspitze bildet die BMJ.

Um Staatsanwalt zu werden, sind der Abschluss eines 
Studiums der Rechtswissenschaften und die erfolgrei-
che Ablegung der Richteramtsprüfung erforderlich. Ein 
Wechsel zwischen dem Richteramt und der Tätigkeit als 
Staatsanwalt ist möglich und auch erwünscht, um in bei-
den Positionen einen möglichst breiten Erfahrungsschatz 
in die zu treffenden Entscheidungen einfließen lassen zu 
können.

In Österreich gilt (mit wenigen Ausnahmen) der Anklage-
grundsatz (§ 4 StPO iVm Art 90 B-VG). Die wesentliche 
Aufgabe der Staatsanwaltschaft ist es daher, strafrechtlich 
relevante Sachverhalte herauszufiltern und einem Gericht 
zur Entscheidung vorzulegen. Dabei gelten die Grundsät-
ze der Amtswegigkeit und der materiellen Wahrheits-
erforschung (§ 2 StPO), das heißt, die Staatsanwaltschaft 
muss alle ihr zur Kenntnis gelangenden Sachverhalte auf 
eine mögliche strafrechtliche Relevanz prüfen und die 
zur Beurteilung des Sachverhalts bzw zur Klärung eines 
möglichen Verschuldens notwendigen Ermittlungsschritte 
setzen.

2.	Das Strafverfahren

2.1.	 Das Ermittlungsverfahren

2.1.1.	 Allgemeines

Ein Ermittlungsverfahren beginnt, sobald Kriminalpolizei 
oder Staatsanwaltschaft tätig werden, um einen Anfangs-
verdacht aufzuklären. Liegt kein Anfangsverdacht vor, 
dürfen die Strafverfolgungsbehörden nicht tätig werden; 
ist er gegeben, müssen von Amts wegen alle der Sach-
verhaltsaufklärung dienlichen Ermittlungen vorgenommen 
werden (§ 2 Abs 1 StPO). Dabei sind die Strafverfolgungs-
behörden verpflichtet, alle sowohl be- als auch entlasten-
den Beweise zu ermitteln. Beschuldigte haben das Recht, 
Beweisanträge zu stellen (§ 55 Abs 1 StPO). Insofern das 
Beweismittel jedoch den Tatverdacht nicht unmittelbar be-
seitigen kann und keine Gefahr besteht, dass ein relevan-
tes Beweismittel in Verlust gerät (zB Abschiebung oder Tod 
eines wesentlichen Zeugen), kann die Staatsanwaltschaft 
die Beweisaufnahme der Hauptverhandlung vorbehalten 
(§ 55 Abs 3 StPO). Dies stellt oftmals gerade im Zusam-
menhang mit einem Antrag auf Bestellung eines Sachver-
ständigen eine wichtige Verfahrensbestimmung dar, um 
bei Fragen, die nicht unmittelbar die Schuldfrage betreffen, 
eine Verfahrensverzögerung vermeiden zu können.

Die Leitung des Ermittlungsverfahrens obliegt der 
Staatsanwaltschaft (§ 101 Abs 1 StPO). Sie kann Ermitt-
lungsaufträge an die Kriminalpolizei erteilen oder Ermitt-
lungen (zB Zeugeneinvernahmen) auch selbst vorneh-
men. Sind mit einer Ermittlungsanordnung wesentliche 
Grundrechtseingriffe verbunden (Festnahme, Hausdurch-
suchung, Beschlagnahme von Daten und Datenträgern 
etc), benötigt die Staatsanwaltschaft vor der Anordnung 
der Ermittlungsmaßnahme eine gerichtliche Bewilligung. 
Wird diese nicht erteilt, darf die Maßnahme nicht ange-
ordnet werden.

Die Entscheidung, ob über einen Beschuldigten die Un-
tersuchungshaft verhängt wird, obliegt stets dem Ge-
richt, setzt allerdings einen Antrag der Staatsanwaltschaft 
voraus (§ 173 Abs 1 StPO). Dabei darf die Untersuchungs-
haft nur verhängt bzw fortgesetzt werden, wenn ein drin-
gender Tatverdacht und zumindest ein Haftgrund (Flucht-, 
Verdunkelungs- oder Tatbegehungsgefahr) gegen die 
betroffene Person vorliegt. Wird über einen Beschuldig-
ten die Untersuchungshaft verhängt, haben regelmäßig 
Haftprüfungsverhandlungen durch das zuständige Gericht 
stattzufinden, in welchen das weitere Vorliegen sowohl 
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des dringenden Tatverdachts als auch der Haftgründe zu 
prüfen ist. Die erste Haftprüfungsverhandlung hat dabei 
innerhalb von 14 Tagen nach Verhängung der Untersu-
chungshaft, die zweite nach einem weiteren Monat und 
jede weitere jeweils nach zwei Monaten bis zur Anklage-
erhebung stattzufinden. Bei Jugendlichen sind auch nach 
Einbringung der Anklage weitere Haftprüfungsverhand-
lungen von Amts wegen durchzuführen. Der Beschuldig-
te selbst kann zusätzlich jederzeit einen Antrag auf Haft-
prüfung stellen, woraufhin unverzüglich vom Gericht eine 
Haftprüfungsverhandlung anzuberaumen ist, sofern die 
Staatsanwaltschaft nicht einer sofortigen Enthaftung zu-
stimmt.

Die Haftprüfungsverhandlungen dienen gleichzeitig auch 
der Überprüfung, dass von der Staatsanwaltschaft das 
besondere Beschleunigungsgebot in Haftsachen (§  9 
Abs 2 StPO) eingehalten wird. Zu diesem Zweck hat 
die Staatsanwaltschaft in der Haftprüfungsverhandlung 
den bisherigen Ermittlungsverlauf darzustellen und eine 
Einschätzung abzugeben, welche Ermittlungen noch 
ausständig sind und bis wann mit einem Abschluss der 
Ermittlungen gerechnet werden kann. Dieses besondere 
Beschleunigungsgebot in Haftsachen gilt auch für be-
stellte Sachverständige (§ 9 Abs 2 letzter Satz StPO). Aus 
diesem Grund ist in Ermittlungsverfahren, in denen sich 
ein Beschuldigter in Haft befindet, auch eine beauftragte 
Gutachtenserstattung immer mit absoluter Priorität vor-
zunehmen.

Wird das Beschleunigungsgebot durch eine im Strafver-
fahren tätig gewordene Behörde oder eine von ihr beige-
zogene Person, ergo einen Sachverständigen, verletzt, ist 
dies im Falle einer Verurteilung bei der Strafbemessung 
mildernd zu berücksichtigen.

Die Prozessbeteiligten und Dritte, die von einer Verfügung 
der Staatsanwaltschaft betroffen sind, können gegen jede 
Entscheidung der Staatsanwaltschaft, sofern damit eine 
Ermittlungs- oder Zwangsmaßnahme rechtswidrig ange-
ordnet wurde oder die Ausübung eines Rechts (zB Akten-
einsicht) verweigert wurde, einen Einspruch wegen Rechts-
verletzung nach § 106 StPO bei Gericht erheben, wenn sie 
durch die Entscheidung in einem subjektiven Recht verletzt 
wurden. Das Gericht hat die behauptete Rechtsverletzung 
sodann zu überprüfen. Für den Fall, dass das Gericht dem 
Einspruch Folge gibt, haben Staatsanwaltschaft und Kri-
minalpolizei den entsprechenden Rechtszustand – soweit 
möglich – herzustellen (§ 107 Abs 4 StPO).

2.1.2.	 Der Sachverständigenbeweis  
im Ermittlungsverfahren

Die Beiziehung eines psychiatrischen Sachverständigen 
ist im Verfahren zur Unterbringung eines Betroffenen in 
einem forensisch-therapeutischen Zentrum nach § 21 
StGB (§ 430 Abs 1 Z 2 StPO) und bei der Anordnung 
einer Obduktion (§ 128 Abs 2 StPO) oder einer moleku-
largenetischen Untersuchung (§ 124 Abs 3 StPO) zwin-
gend vorgesehen.

In allen anderen Fällen hat die Staatsanwaltschaft Sach-
verständige zu bestellen, wenn für Ermittlungen oder 
konkrete Beweisaufnahmen besonderes Fachwissen er-
forderlich ist, über welches die Strafverfolgungsbehörden 
(Kriminalpolizei oder Staatsanwaltschaft) nicht verfügen. 
In der Praxis spielen beispielsweise medizinische Sach-
verständige zur Feststellung von Art und Schwere von 
Verletzungen, Kfz-technische Sachverständige zur Abklä-
rung eines Unfallshergangs, Buchsachverständige etwa 
zur Klärung der Frage, ob Zahlungsunfähigkeit vorliegt, 
oder psychologische Sachverständige zur Klärung der 
Aussagefähigkeit von Kindern eine wesentliche Rolle.

Sachverständigen sind in der Bestellung (eine oder mehre-
re) konkrete Fragen zu stellen, die den Tathergang betref-
fen und für die Beurteilung der Schuldfrage relevant sein 
müssen. Die Aufgabe des bestellten Sachverständigen ist 
es, soweit Befund aufzunehmen, damit aufgrund dieser 
Tatsachenbasis rechtsrelevante Schlüsse nachvollziehbar 
begründet gezogen werden können. Rechtsfragen sind nie 
vom Sachverständigen zu beantworten (iura novit curia).

In der Phase des Ermittlungsverfahrens obliegt die Sach-
verständigenbestellung grundsätzlich der Staatsanwalt-
schaft (§ 126 Abs 1 StPO). Als Sachverständige sind vor 
allem Personen zu bestellen, die in die Gerichtssachver-
ständigen- und Gerichtsdolmetscherliste eingetragen sind 
(§ 126 Abs 2 StPO iVm § 2 Abs 1 SDG). Die Bestellung 
von nicht eingetragenen Personen ist möglich. Diese sind 
vor ihrer Bestellung über ihre wesentlichen Rechte und 
Pflichten als Sachverständige zu informieren. Im Regelfall 
bedient sich die Staatsanwaltschaft jedoch eingetragener 
Sachverständiger aus der Liste. Lediglich wenn beson-
deres Fachwissen benötigt wird, über welches eine nicht 
eingetragene Person ganz speziell verfügt, oder wenn die 
eingetragenen Sachverständigen ausgelastet sind, wer-
den auch Dritte herangezogen.

Die Bestellung des Sachverständigen hat ad personam 
zu erfolgen. Eine Ausnahme besteht bei der Beauftragung 
mit der Durchführung von Obduktionen. Werden hier An-
gehörige einer Universitätseinheit bestellt, ist die Univer-
sitätseinheit als solche mit der Obduktion zu betrauen. 
Deren Leiter hat sodann die persönliche Verantwortung 
für die Obduktion einem Angehörigen des wissenschaftli-
chen Personals dieser Einheit zu übertragen (§ 128 Abs 2 
StPO), wobei die Staatsanwaltschaft bzw das Gericht um 
Übertragung an eine bestimmte Person ersuchen kann.

Beabsichtigt die Staatsanwaltschaft im Ermittlungsver-
fahren einen Sachverständigen beizuziehen, hat sie den 
Beschuldigten hievon in Kenntnis zu setzen. Dieser hat 
das Recht, binnen 14 Tagen einen Antrag auf Enthebung 
bzw Umbestellung des Sachverständigen zu stellen oder 
eine Bestellung durch das Gericht zu beantragen. Gibt die 
Staatsanwaltschaft dem Antrag auf Umbestellung keine 
Folge bzw wurde gerichtliche Beweisaufnahme verlangt, 
muss sie den Akt dem Gericht vorlegen, welches sodann 
einen Sachverständigen bestellt bzw über den Antrag auf 
Umbestellung mit Beschluss zu entscheiden hat (§ 126 
Abs 5 StPO).
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Die Kommunikation zwischen Sachverständigen und 
Staatsanwaltschaft bzw Gericht erfolgt im Regelfall voll-
elektronisch über den elektronischen Rechtsverkehr. Be-
fund und Gutachten sind daher im Regelfall auch elektro-
nisch einzubringen.

Bei Auftragserteilung ist dem Sachverständigen von der 
Staatsanwaltschaft bzw vom Gericht eine Frist für die Er-
stattung des Gutachtens zu erstatten. Im Regelfall wird 
dies mit den Sachverständigen vorab telefonisch bespro-
chen. Wenn der Sachverständige die gesetzte Frist nicht 
einhalten kann, hat er dies dem bestellenden Organ binnen 
14 Tagen mitzuteilen, welches die Frist sodann erstrecken 
oder einen anderen Sachverständigen bestellen kann. 
Seit 1. 1. 2025 (Strafrechtsänderungsgesetz 2024 – § 126 
Abs 3a StPO) müssen Sachverständige, die zum Zeitpunkt 
ihrer Bestellung in mehr als 10 Verfahren die ihnen gesetz-
te Frist zur Erstattung des Gutachtens überschritten ha-
ben, diesen Umstand dem bestellenden Organ unverzüg-
lich mitteilen. Dieses kann sodann die Bestellung aufrecht 
halten, sofern seitens des Sachverständigen glaubhaft 
gemacht werden kann, dass die Frist eingehalten wird, 
wenn eine Umbestellung mit vertretbarem Aufwand nicht 
möglich ist oder wenn eine unverzügliche Befundaufnah-
me notwendig erscheint. Überschreitet ein Sachverstän-
diger die gesetzte Frist trotz Mahnung wesentlich, kann er 
seines Amtes enthoben werden. Wenn er die Verzögerung 
verschuldet hat, ist die Gebühr für Mühewaltung um ein 
Viertel zu kürzen (§ 25 Abs 3 GebAG) und kann über ihn 
auch eine Geldstrafe bis zu € 10.000,– verhängt werden 
(§ 127 Abs 5 StPO).

Sachverständige haben im Strafverfahren Anspruch auf 
Gebühren nach dem GebAG (§ 127 Abs 1 StPO). Sofern 
der Sachverständige bei Prüfung des Auftrags davon aus-
gehen muss, dass die voraussichtlichen Gebühren den 
Betrag von € 4.000,– übersteigen werden, hat er das be-
stellende Organ rechtzeitig darauf hinzuweisen, widrigen-
falls der diesen Betrag übersteigende Gebührenanspruch 
entfällt (§ 25 Abs 1a GebAG). Übersteigen die voraus-
sichtlichen Gebühren die genehmigte Gebührenwarnung 
neuerlich, ist eine weitere Meldung der voraussichtlich zu 
erwartenden Gebührenhöhe zu erstatten und vom bestel-
lenden Organ genehmigen zu lassen.

Kostenvorschüsse können bei entsprechend umfangrei-
chen Gutachtensaufträgen vom bestellenden Organ ver-
anlasst werden (§ 26 GebAG): Die Gebührennote ist bei 
sonstigem Anspruchsverlust binnen vier Wochen nach 
Abschluss der Tätigkeit zu übermitteln. Das bestellende 
Organ hat die Gebührennote zu prüfen und an den Re-
visor sowie den Beschuldigten zur Äußerung zuzustellen. 
Werden von diesen keine Einwände erhoben und beste-
hen auch keine amtswegigen Bedenken gegen Richtigkeit 
und Höhe, hat die Staatsanwaltschaft die Auszahlung der 
Gebühren anzuordnen. In allen anderen Fällen hat sie die 
Kostennote dem Gericht zur Gebührenbestimmung vorzu-
legen. Gegen diese Entscheidung des Gerichts steht dem 
Sachverständigen ein Beschwerderecht zu.

Die Befangenheitsregeln für Entscheidungsorgane im 
Strafverfahren (§ 47 Abs 1 StPO) gelten für Sachverständi-
ge sinngemäß (§ 126 Abs 4 StPO). Demnach haben sie dem 
bestellenden Organ gegenüber unverzüglich insbesondere 
offenzulegen, wenn sie selbst oder ein Angehöriger im ge-
genständlichen Ermittlungsverfahren Verfahrenspartei ist 
oder andere Gründe vorliegen, die die volle Unvoreinge-
nommenheit und Unparteilichkeit in Zweifel ziehen können. 
Dabei genügt es, wenn durch die Tätigkeit bereits der An-
schein einer Befangenheit entstehen könnte.

2.2.	 Abschluss des Ermittlungsverfahrens

Sind alle aussichtsreichen Ermittlungsansätze ausge-
schöpft, hat die Staatsanwaltschaft die erzielten Ergeb-
nisse zueinander in Relation zu setzen und zu würdigen. 
Kommt sie zum Ergebnis, dass ein schuldhaftes Verhal-
ten des Beschuldigten nicht erwiesen werden kann oder 
andere Gründe vorliegen, welche eine Verurteilung aus-
schließen (zB Verjährung, Unmündigkeit des Beschul-
digten), hat sie das Ermittlungsverfahren einzustellen. 
Erscheint ihr eine Verurteilung wahrscheinlicher als ein 
Freispruch, hat sie Anklage beim zuständigen Gericht zu 
erheben und damit die Frage über die Schuld einem unab-
hängigen Gericht zu übertragen.

2.3.	 Das Hauptverfahren

Im Hauptverfahren vertritt die Staatsanwaltschaft die An-
klage und ist auch berechtigt, Rechtsmittel gegen richterli-
che Entscheidungen zu erheben. Dabei unterliegt sie dem 
Objektivitätsgebot (§ 3 Abs 2 StPO), das heißt, es sind von 
ihr in jedem Verfahrensstadium alle be- und entlastenden 
Umstände mit der gleichen Sorgfalt zu ermitteln und zu 
würdigen. In der Praxis bedeutet dies, dass Rechtsmittel 
nicht nur zum Nachteil, sondern auch zum Vorteil des Be-
schuldigten von der Staatsanwaltschaft angemeldet und 
ausgeführt werden.

Im Stadium der Hauptverhandlung hat die Sachverstän-
digenbestellung durch das erkennende Gericht bzw 
den Vorsitzenden zu erfolgen. Auch wenn ein Sachver-
ständiger bereits im Ermittlungsverfahren (egal, ob durch 
Staatsanwaltschaft oder Gericht) bestellt wurde, ist er in 
der Hauptverhandlung neuerlich zu bestellen. Eine Verle-
sung von im Ermittlungsverfahren erstatteten Gutachten 
ist nur möglich, wenn sowohl die Staatsanwaltschaft als 
auch der Angeklagte zustimmen (§ 252 Abs 1 Z 4 StPO). In 
allen anderen Fällen ist das Gutachten vom Sachverstän-
digen in der Hauptverhandlung mündlich vorzutragen und 
mit den Parteien zu erörtern.

Privatsachverständige sind keine Sachverständigen im 
Sinne der StPO, da sie nicht im Auftrag von Gericht oder 
Staatsanwaltschaft, sondern einer Verfahrenspartei tätig 
werden. Ihre Gutachten stellen keine Gutachten im Sinne 
der StPO dar und müssen daher vom Gericht auch nicht 
berücksichtigt werden.2 Der Verteidiger hat allerdings das 
Recht, einer schriftlichen Gegenäußerung zur Anklage 
Befund und Gutachten eines Privatsachverständigen zur 
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Begründung eines Beweisantrags anzuschließen (§ 222 
Abs 3 Satz 2 StPO). Auch darf sich der Verteidiger bei der 
Fragestellung im Rahmen der Hauptverhandlung durch 
einen Privatsachverständigen unterstützen lassen (§ 249 
Abs 3 StPO). Dieser hat jedoch lediglich das Recht, bei 
der Formulierung von Fragen zu unterstützen bzw selbst 
Fragen an den gerichtlich bestellten Sachverständigen zu 
stellen; er hat jedoch kein Recht, eigene Schlussfolgerun-
gen kundzutun.

3.	Relevante Straftatbestände

3.1.	 § 121 Abs 3 ff StGB: Verletzung  
von Berufsgeheimnissen

Nach diesem Tatbestand ist strafbar, wer als vom Ge-
richt oder von einer anderen Behörde bestellter Sach-
verständiger ein Geheimnis offenbart oder verwertet, das 
ihm ausschließlich kraft seiner Sachverständigentätigkeit 
anvertraut oder zugänglich geworden ist und dessen Of-
fenbarung oder Verwertung geeignet ist, ein berechtigtes 
Interesse der Person zu verletzen, die seine Tätigkeit in 
Anspruch genommen hat oder für die sie in Anspruch ge-
nommen wurde.

Der Tatbestand greift nur bei gerichtlicher, staatsanwalt-
schaftlicher oder verwaltungsbehördlicher Bestellung als 
Sachverständiger. Eine Eintragung in die Sachverstän-
digenliste ist nicht Voraussetzung; auch ad hoc bestellte 
Sachverständige, eingesetzte Hilfskräfte oder mit dem 
Geheimnis vertraute Auszubildende (§ 121 Abs 4 StGB) 
sind von der Geheimhaltungspflicht umfasst. Diese gilt 
zeitlich unbegrenzt, das heißt, auch nach Beendigung der 
Tätigkeit als Sachverständiger dürfen die aus dieser Tä-
tigkeit erlangten Geheimnisse nur offenbart werden, wenn 
hierfür ein Rechtfertigungsgrund (zB Pflicht zur Zeugen-
aussage, gesetzliche Meldepflichten, Abwendung einer 
größeren Gefahr, Einklagen von Honorarforderungen) vor-
liegt (§ 121 Abs 5 StGB). 

Das Delikt stellt ein Ermächtigungsdelikt dar (§ 121 Abs 6 
StGB). Die Staatsanwaltschaft muss daher eine Ermäch-
tigung des Opfers einholen, um einen Verfolgungsantrag 

stellen zu können. Der Tatbestand des § 121 Abs 3 StGB 
spielt in der Praxis kaum eine Rolle.

3.2.	 §§ 288 und 289 StGB: Falsche Beweisaussage 
(vor einem Gericht oder einer Verwaltungs
behörde)

Demnach ist strafbar, wer als Sachverständiger vor Ge-
richt oder Staatsanwaltschaft (§ 288 StGB) oder vor einer 
Verwaltungsbehörde (§ 289 StGB) vorsätzlich einen fal-
schen Befund oder ein falsches Gutachten erstattet.

Die Einschränkung auf vorsätzlich falsche Befunde und 
Gutachten bedeutet, dass fehlerhafte Gutachten grund-
sätzlich zu keiner gerichtlichen Strafbarkeit des Sachver-
ständigen führen, sofern der Sachverständige es nicht 
bereits bei der Befundaufnahme oder Gutachtenserstellen 
ernstlich für möglich hält, dass Befund und/oder Gutach-
ten fehlerhaft sein könnten und sich damit abfindet, ohne 
neuerlich zu prüfen bzw zu korrigieren. Dabei braucht es 
für eine Strafbarkeit keine weitere Schädigungsabsicht 
des Sachverständigen, sondern es genügt, wenn Befund 
und/oder Gutachten objektiv falsch sind. Der Gesetzge-
ber gewährt dem Sachverständigen eine Strafaufhebung 
durch tätige Reue (§ 291 StGB), wenn er das Gutachten 
vor Abschluss der (mündlichen) Gutachtenerstattung rich-
tigstellt.

Der Tatbestand gilt nicht für die Tätigkeit als Privatgutach-
ter; allerdings könnte die Erstellung eines vorsätzlich fal-
schen Privatgutachtens zu einer Strafbarkeit nach § 293 
StGB (Fälschung eines Beweismittels) führen.

Anmerkungen:
1	 Personenbezogene Bezeichnungen in diesem Beitrag gelten für 

Angehörige aller Geschlechter. Aus Gründen der leichteren Les-
barkeit wird das generische Maskulinum verwendet.

2	 OGH 26. 9. 2001, 13 Os 34/01.
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